MM 


Geſetz-Sammlung 
für die 5 


Kaoͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 30. 


(Nr. 4690.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen des 
Croſſener Deichverbandes im Betrage von 80,000 Thalern. Vom 
20. April 1857. ; 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem von dem Croſſener Deichverbande beſchloſſen worden, die zum 
vollftändigen Ausbau der Deiche in der Croſſener Niederung erforderlichen Geld— 
mittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag des 
Deichamtes: : 


zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, Seitens der Gläubiger 
unkuͤndbare Obligationen im Betrage von 80,000 Thalern ausſtellen zu 
duͤrfen, 


da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas 
zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 
1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 80,000 Thalern, 
achtzig tauſend Thalern, welche in 600 Apoints à 100 Thaler und in 
400 Apoints à 50 Thaler nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit 
Huͤlfe der Meliorationskaſſen⸗Beitraͤge des Croſſener Deichverbandes mit fuͤnf 
Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung vom 1. Juli 1860, ab alljährlich mit mindeſtens Einem Pro⸗ 
zent des Kapitals zu tilgen find, durch gegenwärtige Privilegium Unſere 
landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein 
jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die 
san des Eigenthums nachweiſen zu Dürfen, geltend zu machen be⸗ 
ugt iſt. 


Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen, und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ 
Jahrgang 1857. (Nr. 4690.) 58 tionen 


Ausgegeben zu Berlin den 19. Juni 1857. 
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tionen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt durch 
die Geſetz Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 5 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 0 
tem Koͤniglichen Inſiegel. ö 


Gegeben Charlottenburg, den 20. April 1857. 
(J. S.) Friedrich Wilhelm. | 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. v. Manteuffel II | 


Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Frankfurt. 


Obligation 
des Croſſener Deichverbandes 
. NE 


Einhundert 
funfzig 


uͤber 


Thaler Preußiſch Kurant. 


Dei Croſſener Deichverband verſchuldet dem Inhaber dieſer, Seitens des ui 
Einhundert 1 
Thalern, 


Glaͤubigers unkuͤndbaren Verſchreibung die Summe von 
deren Empfang das unterzeichnete Deichamt beſcheinigt. 


Dieſe Schuldſumme bildet einen Theil des zur Ausfuͤhrung feiner Me 
liorationen von dem Deichverbande in Gemaͤßheit des Allerhoͤchſten Privile⸗ 
CTfTTTTrTTTTCC (Geſetz-Sammlung vom Jahre 1857. 
S. „) aufgenommenen Geſammtdarlehns von achtzig tauſend Thalern. 9 
Die Ruͤckzahlung der Schuld geſchieht vom 1. Juli 1860. ab allmaͤlig aus 
einem zu dieſem Behufe mit wenigſtens Einem Prozent jahrlich unter Zuwachs 
der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen gebildeten Tilgungsfonds. 


Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1859. ab im Mo⸗ 
nate Dezember jeden Jahres, zuerſt im Dezember 1859., und die Auszahlung 
des Kapitals und der Zinſen erfolgt dann in dem Zinstermine am 1. Juli des 
folgenden Jahres. Der Verband behält ſich jedoch das Recht vor, nach Ab⸗ 
lauf von vier Jahren den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu ver⸗ 
ſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu 1 


funfzig 


35 
Die ausgelooſten, ſowie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter 


Bezeichnung ihrer Nummer und ihres Betrages, ſowie des Termins, an welchem die 
Ruͤckzahlung erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung 


Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Frankfurt, in den Kreisblaͤttern zu 
Croſſen und Guben, ſowie in der Berliner Voſſiſchen Zeitung und dem Preu⸗ 
ßiſchen Staats⸗Anzeiger. Sollte eines oder das andere der bezeichneten Blaͤt⸗ 
ter eingehen, ſo beſtimmt der Oberpraͤſident der Provinz Brandenburg, in 
welchem anderen Blatte die Bekanntmachung erfolgen ſoll. 


Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrigen Terminen, in der erſten Woche des Januar und Juli, 
von heute an gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit je⸗ 
nem verzinſet. ; 


Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Deichkaſſe in Croſſen, in der nach dem Eintritt des Faͤlligkeitstermins 
folgenden Zeit. 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
e Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 


dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Verbandes. 


® Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
berſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Th. I. 
Tit. 51. H. 120. seg. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Croſſen. 


Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden; doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verfaͤhrungsfriſt bei dem Deichamte anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der 
Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind :=- halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres 1865. ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden 
Zinskupons auf fuͤnffaͤhrige Perioden ausgegeben. 

i Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Deichkaſſe 
in Croſſen gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie beigedruckten 
Talons. Beim Verluſt des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der neuen Zins⸗ 
kupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vorzeigung 
rechtzeitig geſchehen iſt. . 

Gn. 4600) | 8 Zur 


Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 


erfolgt ſechs, drei, zwei und einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem 


* 


ae 


5 Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
5 Verband mit feinem Grundvermögen, ſowie mit den Beitraͤgen, welche auß 
Grund der gg. 9. ff. des Allerhoͤchſt vollzogenen Statuts vom 18. Auguſt 
1856. (Geſetz-Sammlung vom Jahre 1856. S. 805.) von den Verbands⸗ 

Genoſſen erhoben werden. 


0 7 zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 4 
ertheilt. 


Croſſen, den nne 18. 
Das Deichamt des Croſſener Deichverbandes. 


(Unterſchrift dreier Mitglieder.) : 


„„ „ „ „ 


Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Frankfurt. 


Zins ⸗ Kupon 


Zur 
155 Obligation des Croſſener Deichverbandes 
5 F „ 
ni über... Thaler... Silbergroſchen .. Pfennige. 
= Der Inhaber dieſes Zinskupons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe am 
S 18.. und ſpaͤterhin die Zinſen der vorbemerften Obli⸗ 
1 gation für das Halbjahr voemmm „ mit 
a) (in Buchſtaben Thalern Silbergroſchen . Pfennigen bei 
N der Deichkaſſe zu Croſſen. 5 
Eroſſen; denn nnn . 18. 


Das Deichamt des Croſſener Deichverbandes. 
(Fakſimile der Unterſchrift dreier Mitglieder.) 
Dieſer Zinskupon wird un ülfig, wenn Eingetragen im Regiſter 
1 deſſen Geldbetrag nicht nahe ar Jahren, I ; i 
SER: vom Tage ber Fälligkeit ab, erhoben wird. 


„ „ „4 „15 


— — — . —— 


(Nr. 4691.) 


N 
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(Nr 469) Geſetz, betreffend die Vereinfachung des Taxverfahrens fuͤr Grundſtuͤcke von 
7.660. geringerem Werthe in den Landestheilen, in denen die Allgemeine Gerichts⸗ 
Tee, Ordnung Gültigkeit hat. Vom 4. Mai 1857. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


1 mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


F. 1. 


Die Vorſchriften des Geſetzes vom 15. Juni 1840. uͤber die Abſchaͤtzung 
der Grundſtuͤcke von geringerem Werthe (Geſetz-Sammlung S. 131.) ſollen 
fortan auf alle Grundſtuͤcke Anwendung finden, inſofern der Werth derſelben 
nach Inhalt des Hypothekenbuchs, der Erwerbsdokumente oder anderer unver⸗ 
daͤchtiger Angaben den Betrag von fuͤnftauſend Thalern nicht uͤberſteigt. 


H. 2. 


Von dem Ermeſſen der das Verfahren leitenden Gerichtsbehoͤrde iſt es 
abhaͤngig, ob die Taxe von den als Taxatoren ein- für allemal vereideten Sach⸗ 1 
verftändigen ($. 3. des Geſetzes vom 15. Juni 1840.) ſchriftlich eingereicht ee 
werden, oder deren Aufnahme zum Protokolle und beziehungsweiſe an Ort und f 
Stelle erfolgen ſoll. 85 


NER 


§. 3. 
In den Fallen, in denen Provinzial- oder Partikular-Geſetze (z. B. > "en . 
Oſtpreußiſches Provinzialrecht Zuſatz 29. und 30., Verordnung vom 22. Marz Ke, 
1844., Geſetz Sammlung S. 70., Weſtpreußiſche Regierungs⸗Inſtruktion vom e, 
21. September 1773. H. XIII. Nr. VII. b.) bei der Aufnahme von Ertrags- + 9 "4 „ 
Taxen die Kapitaliſirung des ermittelten Reinertrages mit ſechs Prozent oder e Arm zum ee, 
überhaupt mit einem höheren Prozentſatze als demjenigen vorſchreiben, der in mee eee, ae, 
dem Bereiche dieſer Spezialgeſetze zu jenem Behufe gewoͤhnlich zum Grunde eee, ar Ahe, 
gelegt wird, iſt der nach H. 1. ermittelte Taxwerth nicht im vollen Betrage e e, 
maaßgebend. Dieſer Betrag wird vielmehr in dem Verhaͤltniß ermäßigt, in 5 
welchem die bei der Kapitaliſirung des Reinertrages gewöhnlich zum Grunde e 
gelegten Prozentſaͤtze niedriger find, als die in jenen Spezialgeſetzen vorge⸗ e ER 
ſchriebenen. . e , 
Das gegenwärtige Geſetz findet jedoch auf diejenigen Taxen Feine Anz e nm. na nu. 
wendung, welche in emaßher des Geſetzes vom 4. Juni 1850., die Ab s , 
ſchaͤtzung von Landguͤtern zum Behufe der Pflichttheilsberechnung in der Pro⸗ ane eee 27 
vinz Weſtphalen betreffend (Geſetz-Sammlung S. 550.), aufzunehmen n Buy de ge, 


(Wr. 46914092.) eee e,, Ba 
CZ? e ee dis z dar e , eee das SD ‚ DD „ dan eee 


aan di Aal un FFF FFCCCCCCCPTTTTTTTTTTTTTTTTTTTTTTT 
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vielmehr behaͤlt es hinſichtlich ſolcher Taxen bei den Vorſchriften des allegirten 
Geſetzes ſein Bewenden. 7 


F. 4. 


Die beſtehenden Vorſchriften daruͤber: in welchen Faͤllen die Kredit⸗In⸗ 
ſtitute Taxen aufzunehmen befugt ſind und wie dabei zu verfahren iſt, werden 
durch dieſes Geſetz nicht abgeaͤndert. ; 


H. 5. 


Die Gültigkeit des gegenwärtigen Geſetzes erſtreckt fich auf diejenigen 
Landestheile, in denen die Allgemeine Gerichts⸗Ordnung Geſetzeskraft hat. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Potsdam, den 4. Mai 1857. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 


v. Bodelſchwingh. v. Maſſow. Gr. v. Walderſee. 
v. Manteuffel II. 


(Nr. 4692.) Statut des Pilsnitz-Herrnprotſcher Deichverbandes. Vom 13, Mai 1857. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. | 


Nachdem ed für erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der Oder⸗ 
und Weiſtritz⸗Niederung von Pilsnitz bis Herrnprotſch und Goldſchmieden im 
Regierungsbezirk und Kreiſe Breslau Behufs der gemeinſamen Herſtellung und 
Unterhaltung von Deichen gegen die Ueberſchwemmungen der Oder, der Lohe 
und der Weiſtritz zu einem Deichverbande zu vereinigen, und nachdem die ge⸗ 
ſetzlich vorgeſchriebene Anhörung der Betheiligten erfolgt iſt, genehmigen Wir 
hierdurch auf Grund des Gefeges tiber das Deichweſen vom 28. Januar 1848. 
$$. 11. und 15. (Geſetz-Sammlung vom Jahre 1848. S. 54.) die Bildung 
eines Deichverbandes unter der Benennung: 


„Pilsnitz⸗Herrnprotſcher Deich verband“, 


und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut: 1 1 
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er 


In der auf dem linken Oderufer von der Lohe bis zur Weiſtritz ſich er- Umfang und 
ſtreckenden Niederung werden die Eigenthuͤmer aller eingedeichten und noch ein⸗ Deicherban 
zudeichenden Grundſtuͤcke, welche ohne Verwallung bei den bisher bekannten des. 
hoͤchſten Waſſerſtaͤnden der Ueberſchwemmung durch die Oder, reſp. die Lohe 
und die Weiſtritz unterliegen wuͤrden, zu einem Deichverbande vereinigt. 
3 Dieſer Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu 

reslau. 


H. 2. 


Dem Deichverbande liegt die Herſtellung und Unterhaltung waſſerfreier 185 
tuͤchtiger Deiche in denjenigen Abmeſſungen ob, welche erforderlich ſind, um die i 
Grundſtuͤcke der Niederung gegen Ueberſchwemmung durch den höchften Waſſer⸗ 
ſtand der Oder, der Lohe und der Weiſtritz zu ſichern. 

Die Lage und Richtung der einzelnen Deichſtrecken iſt gleich deren Ab⸗ 
meſſungen durch die Staatsverwaltungs-Behoͤrden zu beſtimmen. f 


Wo die Deichkrone ſich mehr als ſechs Fuß uͤber das Terrain erhebt, 
iſt der Regel nach am inneren Rande des Deiches ein zwölf Fuß breites Ban⸗ 
quet anzulegen. 
Wenn zur Erhaltung der Hauptdeiche Deckwerke am Stromufer oder 
im Vorlande noͤthig werden, ſo hat der Deichverband dieſelben auszufuͤhren, 
vorbehaltlich ſeiner Anſpruͤche an andere Verpflichtete, deren bisherige Ver⸗ 
bindlichkeit dadurch nicht aufgehoben wird. Der Grund und Boden und das 
Erdmaterial zu den Deckwerken kann von dem betreffenden Vorlande unent— 
geltlich entnommen werden. 5 


F. 3. 


Die alten Daͤmme in der Niederung, welche nicht entweder zu dem 
neuen Deichſyſteme gehoͤren, oder nach dem Urtheile der Regierung als Wehr⸗ 
daͤmme oder Quelldeiche nuͤtzlich oder nothwendig find, in welchem Falle deren 
Unterhaltung den ſpeziell dabei Betheiligten nach dem Kataſterverhaͤltniß ob⸗ 
liegt, können nach vollftändiger Herftellung der neuen Deiche, und mit Geneh⸗ 
migung der Regierung auch ſchon früher, von den bisherigen Eigenthumern 
weggeſchafft werden. Dieſelben muͤſſen jedoch die Erde von den kaſſirten Deich 
i ſtrecken unentgeltlich dem Deichverbande uͤberlaſſen, falls dieſer ſie im allgemei⸗ 


nen Intereſſe verwenden will. 


8. 4. 
| Der Verband ift gehalten, diejenigen Hauptgraͤben in Stand zu feßen 
(Ar. 4692.) for⸗ 


| und zu unterhalten, und, ſoweit es noͤthig iſt, noch neu anzulegen, welche er⸗ 


forderlich find, um das den Grundſtuͤcken der Niederung ſchaͤdliche Binnen⸗ 
waſſer aufzunehmen und abzuleiten. 5 „ 

Welche Graͤben als Hauptgraͤben zu betrachten ſind, hat bei vorkom⸗ 40 
menden Streitigkeiten zwiſchen dem Deichamte und den Deichgenoſſen die Re⸗ 
gierung nach Anhoͤrung beider Theile zu entſcheiden. ! 

Die über die neuen Hauptgraͤben auf Landſtraßen und Kommunikations- 
wegen anzulegenden Bruͤcken werden vom Deichverbande gebaut und unter⸗ 
halten. 

Die zu Wirthſchaftszwecken erforderlichen Bruͤcken uͤber dieſe Haupt⸗ 
graͤben werden vom Deichverbande gebaut und von denjenigen, in deren In⸗ 
tereſſe ſie noͤthig ſind, unterhalten. 


Die bereits vorhandenen Bruͤcken über die Hauptgraͤben, welche wegen 
zu geringer Breite umgebaut werden muͤſſen, werden vom Deichverbande ge⸗ 
baut und wie die unveraͤndert beibehaltenen vorhandenen Bruͤcken von den fruͤ⸗ 
her dazu Verpflichteten unterhalten. 

Das Waſſer der Hauptgraͤben darf ohne widerrufliche Genehmigung des 
Deichhauptmanns von Privatperſonen weder aufgeſtaut, noch abgeleitet wer⸗ 
den, ſofern nicht durch ſpezielle Rechtstitel Ausnahmen begruͤndet ſind. 

i Ueber die Handhabung der in dem Floßgraben und dem Keilgraben lie⸗ 
genden Schleuſen und die Stauungsverhaͤltniſſe vor denſelben ſoll unter Be⸗ 
ruͤckſichtigung des obwaltenden Herkommens, nach Anhoͤrung der Betheiligten, 
von der Regierung ein Regulativ erlaſſen werden, deſſen Ausfuͤhrung der Deich⸗ 
verwaltung zu uͤbertragen iſt. 


Jeder Grundbeſitzer der Niederung hat das Recht, die Aufnahme des 
Waſſers, deſſen er ſich entledigen will, in die Hauptgraͤben zu verlangen. Die 
Zuleitung muß aber an den vom Deichhauptmann vorzuſchreibenden Punkten 
geſchehen. 

Die Anlage und Unterhaltung der Zuleitungsgraͤben bleibt Sache der 
nach den allgemeinen Vorfluthsgeſetzen hierbei Betheiligten. 


§. 5. 


Der Verband hat in den Deichen die Auslaßſchleuſen für die Entwäſ⸗ 
ſerungsgraͤben anzulegen und zu unterhalten. 5 


H. 6. 


Verpflichtun⸗ Die Arbeiten des Deichverbandes werden durch die Deichbeamten fuͤr 


gen der l Geld aus der Deichkaſſe ausgefuͤhrt. Die erforderlichen Mittel zu den Arbei⸗ 
arten, zur Beſoldung der Deichbeamten und zur Verzinſung und Tilgung der 


finmung Der zum Beſten des Verbandes kontrahirten Schulden haben die Deichgenoffen 
e nach den von der Regierung zu Breslau auszufertigenden Deichkataſtern auf⸗ 
gung nach dem zubringen. i 

Oeichkataſter. er 
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In denſelben wird die Niederung in einen vorderen und hinteren Theil 

geſchieden, in deren jedem die Inſtandſetzung und Unterhaltung der darin lie⸗ 

genden Deich⸗ und Entwaͤſſerungs-Anlagen auf beſondere Koſten der dazu ge⸗ 
hoͤrigen Grundbeſitzer erfolgt. 7 


S 


Nach dem Maaßſtabe des allgemeinen Deichkataſters werden beſtritten: 


a) 10 Koſten der Unterhaltung der Anlagen nach deren normaler Her⸗ 
ellung; 

b) die Verwaltungskoſten; 

c) die Koſten der Kataſtrirung. 


In dieſem Kataſter werden alle von den Verwallungen des Verbandes 
gegen die Oder, die Lohe und die Weiſtritz geſchuͤtzten Grundſtuͤcke nach der 
Waſſersgefahr und nach der Nutzungsart, wie folgt, veranlagt: 


A. Nach der Waſſersgefahr werden die Grundſtücke geſchieden in ſolche, 
die beim Wegfall ſaͤmmtlicher Verwallungen des Verbandes 
entweder nur durch den Austritt der Weiſtritz bei Goldſchmieden und 
Stabelwitz, 5 
oder, abgeſehen von dieſem, durch die Oder und deren Ruͤckſtau in 
die Lohe und die Weiſtritz, 
uͤberſchwemmt werden wuͤrden. 1 


Die erſteren, welche zu den Feldmarken Stabelwitz, Goldſchmie— 
den, Neukirch und Klein-Gandau gehören, bilden den hinteren, die letzt⸗ 
gedachten Grundſtuͤcke, hauptſaͤchlich zu den Feldmarken Pilsnitz, Maſſel⸗ 
witz und Herrnprotſch gehörig, den vorderen Theil der Niederung. 

Den Beſitzern der erſtgedachten Grundſtuͤcke liegt die normale Her: 
ſtellung und Unterhaltung der Weiſtritzdaͤmme bei Goldſchmieden und 
Stabelwitz und der zum hinteren Theile der Niederung gehoͤrigen Strecken 
der Hauptgraͤben ob. 

Die Herſtellung und Unterhaltung der uͤbrigen Deichanlagen und 
der im vorderen Theile der Niederung liegenden Strecken der Haupt⸗ 
11 1 55 erfolgt durch die Beſitzer der zu dieſem Theile gehörigen Grund: 

uͤcke. 


B . Nach der Nutzungsart werden die Grundſtuͤcke geſchieden in: 
| \ J. Hof⸗ und Bauſtellen, Garten und Acker, 
ö II. Forſt und Huͤtung, welche mit Vortheil in Acker umgewandelt 
werden kann, ; | 
III. andere Forſt⸗ und Huͤtungslaͤndereien und Werder, 
IV. Wieſe und Graͤſerei, 
V. Fiſchte iche. . 
Von den Grundſtuͤcken der erſten Rubrik iſt ein ganzer Beitrag, von 
Jahrgang 1857. (Nr. 4602. 59 denen 
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denen der zweiten ſechs Zehntel, der dritten und fuͤnften drei Zehntel, der vier 
ten fuͤnf Zehntel deſſelben zu den nach dem Obigen auf ſie fallenden Koſten 
zu entrichten. 0 


Die von der Inundation des Floßgrabens auch nach der Regulirung 
deſſelben leidenden Flaͤchen ſollen zu den Koſten der gemeinſchaftlichen Anlagen 
des betreffenden Niederungstheils nur zum halben Beitrage herangezogen wer⸗ 
den, wonach das Kataſter ſeiner Zeit nach Anhoͤrung der betheiligten Grund⸗ 
beſitzer und des Deichamtes durch den Deichregulirungs-Kommiſſarius zu be⸗ 
richtigen und eine Ausgleichung wegen der von den betreffenden Grundſtuͤcken 
zu viel gezahlten Beitraͤge vorzunehmen iſt. 


H. 8. 


Das allgemeine Kataſter gilt für die Grundſtuͤcke im hinteren Theile der 
Niederung di als Beitragsmaaßſtab für die Koſten der erſten Herſtellung 
ſeiner Anlagen. Im vorderen Theile ſollen die neu eingedeichten Grundſtuͤcke 
fuͤr die normale Herſtellung der dortigen Deiche und Hauptgraͤben, reſp. fir 
die Tilgung und Verzinſung der dazu aufgenommenen Schulden verhaͤltniß⸗ 
maͤßig doppelt ſo viel entrichten, als diejenigen, welche ſchon fruͤher von alten 
Hauptdeichen geſchuͤtzt wurden. Hiernach iſt für den vorderen Theil der Nie⸗ 
derung ein Spezialkataſter für die Beiträge zu den Neubaukoſten aufzuſtellen, 
fuͤr welches im Uebrigen die Beſtimmungen des $. 7. maaßgebend find. 


Diejenigen dreitauſend Thaler, welche vom vormaligen Herrnprotſch⸗ 
Brandſchuͤtzer Deichverbande zur Herſtellung der neuen Deichſtrecke an der Oder 
und Weiſtritz auf Maſſelwitzer und Herrnprotſcher Feldmark zugeſchoſſen wor⸗ 
den, find auf die Neubau⸗Beitraͤge der Grundbeſitzer des vorderen Theils der 
Niederung zu verrechnen. 13 


H. 9. 


Die vorgedachten beiden Deichkataſter ſind von dem Deichregulirungs⸗ 
Kommiſſarius aufzuftellen. Behufs der Feſtſtellung ſind dieſelben dem Deich⸗ 
amte vollſtaͤndig, den einzelnen Gemeindevorſtänden und den Beſitzern der 
Güter, welche einen befonderen Gemeindebezirk bilden, ertraktweiſe zuzuſtellen, 
und zugleich iſt im Amtsblatt eine vierwöchentliche Friſt bekannt zu machen, 
innerhalb welcher die Kataſter bei dem Deichamte, den Gemeindevorſtaͤnden 
und dem Kommiſſarius eingeſehen und Beſchwerden dagegen bei dem letzteren 
angebracht werden koͤnnen. 


Dieſe Beſchwerden, welche auch gegen die in den HH. 7. und 8. ent- 
haltenen Grundſaͤtze der Kataſtrirung gerichtet und auch vom Deichamte erh ⸗ 
ben werden koͤnnen, ſind, ſofern ſie nicht durch ein angemeſſenes Abkommen 
beſeitigt werden, von dem Deichregulirungs⸗-Kommiſſarius unter Zuziehung 
der Beichwerbeführer, eines Deichamts⸗Deputirten und der erforderlichen Sach⸗ 
verfiändigen zu unterſuchen. Die Sachverftändigen find hinſichtlich der Gren- 
zen des Inundationsgebietes und der ſonſtigen Vermeſſungen ein 11 1 

i eld⸗ 
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Feldmeſſer oder noͤthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der Ka⸗ 
laſterklaſſen und der Einſchaͤtzung in dieſelben zwei ökonomiſche Sachverſtaͤndige. 
Bei Streitigkeiten wegen der Ueberſchwemmungs⸗Verhaͤltniſſe kann denſelben ein 
Waſſerbau⸗Sachverſtaͤndiger beigeordnet werden. Alle dieſe Sachverfländigen 
werden von der Regierung ernannt. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden der Beſchwerdefuͤhrer und 


der Deichamts⸗Deputirte bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Re 


ſultate einverſtanden, oder kommt ſonſt eine Einigung zu Stande, ſo werden 
die Kataſter danach berichtigt. Andernfalls werden die Akten der Regierung 
zur Entſcheidung uͤber die Beſchwerde eingereicht. f 

Wird dieſelbe verworfen, ſo treffen die Koſten den Beſchwerdefuͤhrer. 

i Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt Rekurs dagegen an das Miniſterium fuͤr die landwirthſchaftlichen Angele⸗ 
genheiten zulaͤſſig. 

Nach erfolgter Feſtſtellung der Deichkataſter ſind dieſelben von der Re⸗ 
gierung in Breslau auszufertigen und dem Deichamte zuzuſtellen. 

N In aͤhnlicher Weiſe iſt hinſichtlich der nach dem Schluſſe des H. 7. kuͤnf⸗ 
lig vorzunehmenden Berichtigung des Kataſters zu verfahren. 

Die Regierung kann das Deichamt ermaͤchtigen, auf Grund der Ka⸗ 
after ſchon Beiträge vorbehaltlich der fpäteren Ausgleichung auszuſchreiben 
unnd einzuziehen, ſobald die Kataſter von dem Kommiſſarius aufgeſtellt und den 

Betheiligten zugefertigt ſind. 5 


AR 


Das den Deichgenoffen vor der Vereinigung zum Deichverbande im 
Laufe der Jahre 1855. und 1856. aus der ſtaͤndiſchen Darlehnskaſſe fuͤr die 
Provinz Schleſien zur Herſtellung der Schutz- und Meliorations-Anlagen ge⸗ 
währte Darlehn bildet eine Schuld des Verbandes und iſt unter den von der 
gedachten Kaſſe in Gemaͤßheit ihrer Statuten vom 5. Dezember 1854. be⸗ 
fimmfen Bedingungen zuruͤckzuzahlen und zu verzinſen. 

Ebenſo hat der Verband die Staatsdarlehne zuruͤckzuzahlen und reſp. 
Zu verzinſen, welche ſeit dem Jahre 1853. zum Ausbau und zur Wiederher⸗ 

ſtellung ſeiner Deiche gegeben ſind. 

Hinſichtlich dieſer Darlehne werden diejenigen Abtheilungen, deren An⸗ 
lagen damit ausgeführt worden, zur Erſtattung und Verzinſung der betreffen⸗ 
en Summen herangezogen. a 


H. 11. 


Deer gewohnliche Deichkaſſenbeitrag wird für jetzt für die Grundſtücke 

im vorderen Theile der Niederung auf jahrlich ſechs Silbergroſchen, im hinte⸗ 

1605 18 derſelben auf jährlich neun Pfennige für den Morgen der I. Nutzungs⸗ 
aſſe (Normalmorgen) feſtgeſetzt. t | 
(Nr. 4092.) . 59* Diefe 


— 452 — 
Dieſe Deichkaſſenbeitraͤge find für die Grundſtuͤcke jedes Theils der Nie⸗ 
derung getrennt zu vereinnahmen und geſondert zur Wiederherſtellung und Un⸗ 


terhaltung der bezuͤglichen Anlagen zu verwenden, zu welchem Behufe fuͤr jeden 
Theil eine Spezialrechnung zu fuͤhren iſt. 


Die allgemeinen Verwaltungskoſten, namentlich die Remunerationen der 
oberen Deichbeamten, ſind allein aus den Deichkaſſenbeitraͤgen der Grundſtuͤcke 
des vorderen Theils zu beſtreiten. Die Hoͤhe der aus den Ueberſchuͤſſen der 
gewoͤhnlichen Deichkaſſenbeitraͤge anzuſammelnden Reſervefonds, welche fuͤr beide 
Theile der Niederung geſondert zu halten ſind „ wird für den vorderen Theil 
1 1 Thaler, fuͤr den hinteren Theil auf zweihundert Thaler fell: 
geſetzt. 


H. 12. 


Den Beſitzern derjenigen Grundſtuͤcke, welche durch Ruͤckſtau in den 
Hauptgraͤben, aufgeſtautes Binnenwaſſer oder Druckwaſſer unter Waſſer geſetzt 
werden, ſind fuͤr das betreffende Jahr die gewoͤhnlichen Deichkaſſenbeitraͤge der 
beſchaͤdigten Fläche zu erlaffen, wenn dieſelbe in Folge der Ueberſchwemmung 
nach dem Ermeſſen des Deichamtes weniger als den halben Ertrag einer ge- 
wohnlichen Jahresnutzung geliefert hat, welche fuͤr die Grundſtuͤcke am Floß⸗ f 
en 115 Ruͤckſicht auf die eigenthuͤmlichen Verhaͤltniſſe derſelben zu be⸗ 
meſſen iſt. f 


H. 13. 


Die ſchon von fruͤher beſtehenden Deichſtrecken, deren Unterhaltung der 
Deichverband übernimmt, gehen gleich den neuen Anlagen in deſſen Eigenthum 
und Nutzung uͤber. 


Doch ſoll die Nutzung der Graͤſerei auf den Deichen den bisherigen 
Eigenthuͤmern des Grundes und Bodens uͤberlaſſen werden, wenn fie dafür 
die Flaͤche zur neuen Deichſohle und zum Banquet unentgeltlich hergeben und 
ſich 10 unentgeltlichen Hergabe der Erde zu den gewöhnlichen Reparaturen 
verpflichten. 


Der Nutzungs berechtigte muß ſich allen Beſchraͤnkungen unterwerfen, 
welche von den Behoͤrden zum Schutze des Deiches fuͤr noͤthig erachtet werden. 


Wo die Grundbeſitzer diefe Leiſtungen für die Graͤſereinutzung nicht uͤber⸗ i 
nehmen wollen, da fällt dieſelbe dem Deichverbande zu. i 1 


H. 14. 
Die Grundſtuͤcke am inneren Rande des Deiches und reſp. des Deich⸗ 


banquets durfen in der Regel Eine Ruthe breit vom Fuße des Deiches und 
drei Fuß breit vom Fuße des Banquets ab weder beackert, noch bepflanzt, ſon⸗ 


dern nur als Graͤſerei benutzt werden. Di | 


a „ 
Die Eine Ruthe am inneren Fuße des Deiches iſt vorher vom Deich⸗ 
verbande vollſtaͤndig zu ebnen, damit fie als Fahrweg zu Deichzwecken benutzt 


werden kann. 


9. 15. 
Die Deiche und Graben find in fünf Aufſichtsbezirke zu theilen. 


* 


H. 16. 


Im Deichamte fuͤhren: 


1) das Rittergut Pilsnitz, zugleich in Vertretung der 
dortigen Gemindd ee eine halbe Stimme, 
2) das Rittergut Maſſel wie Eine Stimme, 
3) das Hospitalgut Herrnprotſhc lu... Eine Stimme, 
4) die Gemeinde Herrnprotfch mit Sandberg ... ..... eine halbe Stimme, 
5) die Gemeinden Groß-Maſſelwitz und Klein-Maffel- 
witz mit Neuhaus zuſame n eine halbe Stimme, 

und zwar abwechſelnd, Groß-Maſſelwitz im er⸗ 

ſten, Klein⸗Maſſelwitz im zweiten Jahre, 

6) alle übrigen Deichgenoſſen zuſammen Eine Stimme, 


durch einen gemeinſchaftlichen Abgeordneten oder deſſen Stellvertreter, bei de⸗ 
ren Wahl die Ritterguͤter Stabelwitz fuͤnf, Goldſchmieden zwei, das Domai⸗ 
nen⸗Reſtgut Neukirch und die Erbſcholtiſei in Klein-Gandau je Eine und die 
Gemeinden Stabelwitz vier, Goldſchmieden Eine, Neukirch drei Stimmen ha⸗ 
ben. Dieſe Wahl erfolgt fuͤr einen ſechsjaͤhrigen Zeitraum aus der Mitte der 
90 Wahlbezirk gehörigen großjaͤhrigen Deichgenoſſen, ſoweit fie nicht den 
Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte durch rechtskraͤftiges Urtheil verloren haben 
und nicht Unterbeamte des Verbandes find. Bei derſelben entſcheidet die ab- 
ſolute Stimmenmehrheit. Bei Gleichheit der Stimmen giebt diejenige des am 
meiften Betheiligten den Ausſchlag. Mit dem Aufhoͤren der Waͤhlbarkeit ver⸗ 
liert die Wahl ihre Wirkung. 


H. 17. 


Die Stimmen, welche nach dem vorigen Paragraphen den zum Deich⸗ 
verbande gehoͤrigen Gemeinden reſp. im Deichamte und bei der Wahl eines 
Abgeordneten zuſtehen, werden von den Vorſtehern der Gemeinden, reſp. deren 
gewoͤhnlichen Stellvertretern gefuͤhrt. a 

Die Beſitzer der zum Deichverbande gehörigen Guter koͤnnen ihren Zeit⸗ 
pächter, ihren Gutsverwalter, oder einen andern Deichgenoſſen zur Ausuͤbung 
ihres Stimmrechts bevollmaͤchtigen. | 

Frauen, Minderjährige und andere Bevormundete dürfen ihr Stimm: 

(Nr. 4692.) recht 


: EIER 
recht reſp. durch ihre Ehemaͤnner und durch ihre geſetzlichen Vertreter oder 
durch Bevollmaͤchtigte ausuͤben. . 


Gehoͤrt ein Gut mehreren Beſitzern gemeinſchaftlich, ſo kann nur Einer | 
derſelben im Auftrage der übrigen das Stimmrecht ausuͤben. 


Wenn ein ſtimmberechtigter Beſitzer den Vollbeſitz der buͤrgerlichen Rechte 


durch rechtskraͤftiges Urtheil verloren hat, fo ruht während feiner Beſitzzeit fein 
Stimmrecht. 


H. 18. 


Der Stellvertreter nimmt in Krankheits- und Behinderungsfaͤllen des 
Abgeordneten deſſen Stelle ein und tritt für ihn ein, wenn deſſen Waͤhl barkeit 
aufhoͤrt, wenn derſelbe waͤhrend ſeiner Wahlzeit ſtirbt, oder ſeinen bleibenden 
Wohnſitz an einem entfernten Orte wahlt. 


H. 19. 1 


Allgemeine Be⸗ Die allgemeinen Beſtimmungen fuͤr kuͤnftig zu erlaſſende Deichſtatute 1 
fümmungen. om 14. November 1853. (Geſetz⸗ Sammlung vom Jahre 1853. S. 935. ff.) 
ſollen für den Pilsnitz-Herrnprotſcher Deichverband Guͤltigkeit haben, inſofern ö 

ſie nicht in dem vorſtehenden Statut abgeaͤndert ſind. a 


H. 20. 


Abänderungen dieſes Deichſtatuts koͤnnen nur unter landes herrlicher Ge⸗ 
nehmigung erfolgen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterfehrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. d | 


Gegeben Berlin, den 13, Mai 1857. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. Simons. v. Manteuffel II. 


(Nr. ? 4693.) 
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(Ir. 4693.) Bekanntmachung der unterm 4. Mai 1857, erfolgten Allerhöchften Genehmi⸗ 
gung eines Nachtrages zu dem Statut der Bergbaugeſellſchaft „Vereinigte 
Weſtphalia“ in Dortmund. Vom 25. Mai 1857. 


Y. Königs Majeſtaͤt haben den in der Generalverſammlung der Bergbau⸗ 
Geſellſchaft „Vereinigte Weſtphalia“ in Dortmund am 27. September v. J. 
beſchloſſenen und von dem Vorſtande derſelben in dem Akte vom 14. Maͤrz 


d. J. verlautbarten Nachtrag zu dem unter dem 9. Auguſt 1853. Allerhoͤchſt 


beftätigten Geſellſchaftsſtatut mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 4. Mai 1857, 
unter den darin enthaltenen Maaßgaben zu genehmigen geruht, was hierdurch 
nach Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften vom 9. No⸗ 
vember 1843, mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird, daß 
der Nachtrag zum Statut mit der Beſtätigungs-Urkunde durch das Amtsblatt 
der Koͤniglichen Regierung in Arnsberg bekannt gemacht werden wird. 


Berlin, den 25. Mai 1857, 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


(Nr. 4694.) Bekanntmachung, betreffend die unterm 11. Mai 1857, erfolgte Allerhoͤchſte 
Beſtaͤtigung der Statuten der Bergbau-Aktiengeſellſchaft „Pluto“ mit dem 
Domizil zu Eſſen. Vom 25. Mai 1857. 


Des Koͤnigs Majeſtaͤt haben die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter 
dem Namen: „Pluto, Bergbau-Aktiengeſellſchaft“, mit dem Domizil zu Eſſen, 
zu genehmigen und das unterm 27. Maͤrz d. J. notariell vollzogene Geſell⸗ 
ſchaftsſtatut mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 11. Mai d. J., welcher nebſt 
dem Statut durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung in Duſſeldorf zur 
offentlichen Kenntniß gebracht werden wird, zu beſtaͤtigen geruht. Dies wird 
nach Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes über die Aktiengeſellſchaften vom 9. No⸗ 
vember 1843. hierdurch bekannt gemacht. 


Berlin, den 25. Mai 1857. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. g 


(Nr. A) (Nr. 4695.) 
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(Nr. 4695.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Beſtaͤtigung des an die Stelle 
des bisherigen Statuts und des Nachtrages zu demſelben tretenden, in ö 
dem notariellen Akte vom 14. Maͤrz 1857. feſtgeſtellten revidirten Statuts 
der Weſer-Dampfſchleppſchiffahrts-Aktiengeſellſchaft zu Minden. Vom 
30. Mai 1857. \ 


bing Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 13. Mai 
d. J. dem von der Generalverſammlung der Weſer-Dampfſchleppſchiffahrts⸗ 
Aktiengeſellſchaft zu Minden beſchloſſenen, in dem notariellen Akte vom 14. März 
d. J. feſtgeſtellten revidirten Geſellſchaftsſtatute, welches an die Stelle des bie- 
herigen, unterm 22. Auguſt 1853. beſtaͤtigten Statuts und des unterm 2. Juli 
1855. beftätigten Nachtrages zu demſelben tritt, die Allerhoͤchſte Beſtaͤtigung 
zu ertheilen geruht. Solches wird nach Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes uͤber 
die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken bekannt 
gemacht, daß der Allerhoͤchſte Erlaß vom 13. Mai d. J. nebſt dem revidirten 
Statute durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Minden zur of 
fentlichen Kenntniß gelangen wird. 

Berlin, den 30. Mai 1857. 


= Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
. | b. d. Heydt. 


(Nr. 4696.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Beſtaͤtigung des Statuts einer 
unter der Benennung: „Eiſenhütten-Aktiengeſellſchaft Bluͤcher“, mit dem 
Domizil in Dortmund gebildeten Aktiengeſellſchaft. Vom 30. Mai 1857. 


Dies Königs Majeſtaͤt haben die Bildung einer Aktiengeſellſchaft unter der 1 
Benennung: „Eiſenhuͤtten-Aktiengeſellſchaft Bluͤcher“, mit dem Domizil in 
OR Dortmund, zu genehmigen und das Geſellſchaftsſtatut mittelſt Allerhoͤchſten 
RE Erlaffes vom 13. Mai d. J. zu beftätigen geruht, was hierdurch nach Vor⸗ 
1 ſchrift des §. 3. des Geſetzes über die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 
l 1843. mit dem Bemerken zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht wird, daß der 
: Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statut in dem Amtsblatte der Koͤniglichen Regie⸗ 
rung in Arnsberg abgedruckt werden wird. 
Berlin, den 30. Mai 1857. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. e 


Rebigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


